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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen
des ersten

Allgemeinen Landtags des Großherzogthums Oldenburg.

Vierzehnte Sitzung.
Oldenburg , den 39. August 1849 , Vormittags 10 Uhr.

Berathungsgegenstand : Neuwahl des Präsircnten und Wiceprasidenten, ferner: Antrag des Abg. Linde mann
wegen des Reiterregiments, und Redaktionsbericht über das Entschädigungsgesetz.

Vorsitz: Viceprä'sident Pnncratz.  Später Präsident Kitz.

I (-ach eröffneter Sitzung verliest der Schriftführer Tap¬
penbeck  das Protocoll der vorigen Sitzung. Auf die Frage
des Vorsitzenden, Wiceprasidenten Pancraz,  ob Rccla-
mation gegen daS Protocoll sei, bemerkt

Abg. Wibcl I. : Zu Z. 69. ist bemerkt, daß die Zahl
36 in 30 verwandelt worden sei. Das Umgekehrte wird
der Fall sein. Nicht 36 in 30, sondern 30 ist in 36 ver¬
wandelt worden.

Diese Bemerkung wird für richtig befunden und die Ver¬
besserung hiernach vorgenvmmen.

Vicepräs.  Pancratz : Da keine weiteren Erinnerungen
gegen das Protocoll gemacht werden, so erkläre ich dasselbe
für genehmigt.

Es sind eingegangen ein. Gesuch von Eingesessenen des
Kirchspiels Langförden, Len von ihnen zu entrichtenden
Zehnten betreffend. Die Petenten führen an , daß der Zehn¬
ten vom Zehnrherrn früher billig angekaust worden sei und
stellen die Bitte, die Versammlungwolle aussprechcn, daß
der Pflichtige den Berechtigten, der den Zehnten erweislicher-
maßen für eine bestimmte Summe gekauft habe, durch die
Aufhebung des Zehntens, dadurch entschädigen könne, daß
er demselben den Kaufpreis erstatte; sie führen an, daß der
Pachtpreis des Zehntens, den sie lange Zahre selbst im Pacht
hatten, eine zu hohe Ablösungssumme bringen würde, daß
sie mehr als den sechszchnfachcn Betrag bezahlen müßten.
Es ist diese Eingabe dem Ausschüsse für das Entschädigungk-
gesctz zuzuweisen und wird der Berichterstatter darüber bei
der zweiten Lesung seinen Bericht erstatten.-s/Ferncr ist ein-
gegangen ein gehorsamstes Gesuch der Heuecleute des Kirch¬

spiels Dinklage und der Bauerschast in Brockdorf im Amt
Stcinfeld um gesetzliche Regulirung ihrer Heuervcrhältnisse.
Diese Angelegenheit gehört nicht vor den allgemeinen Land¬
tag, sondern an den Provinziallandtag und wird diesem zu
überweisen sein.

Abg. Nö'sener bringt die Wibelsche  Reklamation ge¬
gen das Protocoll in Betreff der Umwandlung der Zahl 30
in 36 nochmals in Anregung.

Bicepr äsident  Pancraz : Bei der zweiten Lesung
wird das vorgcbracht werden können. Für heute ist das
Protocoll genehmigt.

Wir kommen zur Tagesordnung, nämlich zur Wahl des
Vorsitzenden für die nächsten4 Wochen. Ich ersuche die
Herren, ihre Stimmzettel abzugeben.

(Geschieht. Nach Beendigung des Wahlgeschäftes:)
Die Wahl, meine Herren, hat ergeben, daß 38 Stim¬

men auf den Abg. Kitz, eine auf Wibcl  I . und eine auf
Pancraz  gefallen sind. Herr Kitz ist demnach zum Vor¬
sitzenden für die nächsten4 Wochen gewählt. Ich bitte ihn,
seinen Platz hier einzunehmen.

Der Gewählte besteigt den Prastdcntenstuhl und äußert:
Meine Herren! Ich danke Ihnen für den erneuerten Be¬

weis Ihres Zutrauens und bitte, daß Sie mit diesem Ver¬
trauen auch Ihre Nachsicht fortsetzen, deren ich mich für mein
Bestreben, dieses Vertrauen zu verdienen, bisher zu erfreuen
gehabt habe.

Wir schreiten zur Wahl des Vicepräsidmten. Ich bitte,
die Stimmzettel abzugebcn.

(Nach beendigtem Wahlgeschäfte:)
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Meine Herren ! Es sind im Ganzen 38 Stimmzettel

abgegeben worden . Davon haben erhalten:
Herr Pancraz  28 Stimmen,

- Dannenberg  7 Stimmen,
» Wibel  l . 2 Stimmen,

und

- Müller  1 Stimme,

zusammen 38 Stimmen.
Demnach erkläre ich Herrn Pancraz  als gewählt zum

Vicepräsidenten für die nächsten 4 Wochen.
Abg . Pancratz : Ich spreche der Versammlung den

Dauk sür ihr Vertrauen aus.

Präsident : Wir gehen zum weitern Gegenstand der

Tagesordnung über , nemlich zum Bericht des Ausschusses

über Revision der dem Landtage vorgelegten Provinzialgcsetze.

Ich ersuche den Berichterstatter , uns den Bericht vorzutragen.

Abg . Völckers erstattet diesen Bericht wie folgt:

Meine Herren ! Der Ausschuß hat nach dem Art . 156.

deS Staatsgrundgesetzcs die Provinzialgesetze zu prüfen und

zwar dahin , ob die Gerechtsame des ganzen Großherzogthums
etwa darin verletzt seien . Es sind von diesen Gesetzen hier

anzuführen:
Ein Gesetz vom 3l . März 1819 , betreffend die Einfüh¬

rung der Wechselordnung . Hierüber wird nichts zu sagen

sein , da die Wechselordnung von der Reichsgewalt in Frank¬

furt beschlossen ist und publizirt werden mußte.

Dann eine Verordnung vom 4 . Mai 1819 , betreffend

die Abänderung der Wahlordnung für die Synode . Auch

dieses Gesetz hat für das Großherzogthum kein Interesse , da

für die beiden Provinzen die Synode nicht da ist.

Dann eine Verordnung vom 23 . Mai 1849 , weitere

Eingangsabgabenermäßigungen zur Förderung des inländi¬

schen Schiffbaues . Auch dieses Gesetz ist rein provinzieller

Natur , da Lübek und Birkenfeld in anderm Zollverbande ste¬

hen und in dieser Beziehung andere Abgaben haben.

Eine Verordnung vom 16 . Juni 1849 wegen Abände¬

rung des Art . 11 . der Verordnung vom 31 . Januar 1849

wegen Zusammenberufung der Synode . Da habe ich das¬

selbe zu bemerken , wie beim vorigen Gesetze.

Ferner eine Verordnung vom 13 . August , betreffend die

authentische Auslegung des § . 15 . der Auktionator - und Ver¬

gantungs -Ordnung vom 14 . Mai 1844 beziehungsweise der

Zustizkanzlcibekanntmachung vom 22 . Oct . 1817 . Auch diese

gehören dem Herzogthum Oldenburg an , sie haben also

für den Gesammtstaat keine Bedeutung.

Ein Provinzialgesetz für Lübek vom 31 . März 1819 , be¬

treffend die Einführung der Wechselordnung.

Ein Gesetz vom 24 . Mai , die Herabsetzung deS Aus¬

fuhrzolls von Lumpen betreffend.

Ein Gesetz sür das Fürstenthum Birkenfeld vom 31 . März

1849 , betreffend die Einführung der Wechselordnung.

Der Inhalt der Gesetze selbst bietet nichts dar , woran

man irgend etwas aussetzen könnte im Interesse des Groß¬

herzogthums.

Darum beantragt der Ausschuß einstimmig , daß diese

Verordnungen und Gesetze lediglich zu den Acten genommen
werden.

Die Diskussion wird eröffnet . Da sich aber Niemand

zum Worte meldet bemerkt der

Präsident : Ich erkläre die Bcrathung für geschlossen

und bitte diejenigen Herren , die dem Anträge des Ausschusses,

daß diese Mittheilung lediglich zu den Acten zu nehmen sei,

beitreten wollen , sich zu erheben.

(Die Mehrheit erhebt sich.) Der Antrag ist angenommen.

Wir gehen zum weitern Gegenstand der Tagesordnung

über , » emlich zum Bericht des Ausschusses über den dring¬

lichen Antrag des Abg . Lindemann,  das Cavallerie -Regi-

ment betreffend . Ich bemerke , daß der Herr Regierungs-

Commissär Plate  sich das Wort in der Sache erbeten hat,

und zwar vor dem Berichterstatter . Es wird aber zweck¬

mäßig sein , daß der Berichterstatter jedenfalls den Antrag

vorher nochmals verliest und dann der Herr Rcgierungs-

Commissär seine Mitthcilung macht.

Abg . Claußen ( verliest den Antrag und die Begründung ) .

(Der Antrag liegt als Anlage an .)

Regicrungscvmiirssär Plate : Etwa in der Mitte der vo¬

rigen Woche erhielt ick die Einladung von den Herren , die

in die Budgctcommission gewählt sind , am Sonntag Morgen

in ihrem Kreise zu erscheinen , um 37 Fragen zu beantworten,

die sie vorher die Güte gehabt hatten , mir zuzustellen . Ein

Mitglied hat noch etwa 6 — 7 oesonders hinzugefügt . Die vor¬

her gegebene Zeit war etwa 26 Stunden und ein ausführli¬

ches Eingehen auf die einzelnen Fragen , besonders da hier be¬

deutende Gegenstände nachzuweisen waren , war nicht wohl

möglich . Unter diesen Fragen war auch eine , welche etwa so
lautete:

Wie viel namentlich aufzuführende Officiere sind für

das Reiteregiment angestelll?
Wie viel Mannschaft und Pferde befinden sich in der

Einübung?
Wie groß sind die bisherigen Ausgaben?

Zn Beziehung auf diese und verschiedene andere Fragen

übernahm ich die Verpflichtung , die ausführliche Zusammen¬

stellung der betreffenden Thatsachen zu besorgen und den ge¬

dachten Herren ein baldiges Resultat mitzutheilen . Schon

damals gab ich in Beziehung auf mehrere Einzelnheiten eine

Erklärung ab , deren Wortlaut ich nicht im Gedächtniß behal¬

ten habe , die aber etwa folgenden Sinn hatte:

Auf fernere mündliche Fragen wegen der Reiterei theilte

ich mit , daß die Regierung den Kvstenetat derselben nicht wie

ein Desinitivum ansehe , im Gegentheil , von der Nvthwcndig-

kcit bedeutender Modisicationcn überzeugt , und gerade jetzt

damit beschäftigt sei, sich von kompetenten Seiten durch Fach¬

männer eine genaue und strenge Kritik der vorliegenden Plane

zu verschaffen . Namentlich aber werde mit Besetzung vacan-

cer Chargen nur vorgegangen werden , so weit die Entwicke¬

lung des neugeschaffenen Körpers dies durchaus erforderlich

mache.
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Ueberhaupt würden die in dem gedruckten Voranschlag
angesetztcn Summen nicht in dem aufgesührten Maße zur

Auszahlung kommen , wie denn das RegierungSschreibcn bei
Uebergabe der Gesammtvoranschläge für 1819 allein die durch
Vacanzcn u . s. w . entstehenden Ersparungen auf 11,000 Rlhlr .,
die jetzt schon nach Eintritt des Waffenstillstandes zu

übersehende Gesammtermäßigung des Voranschlags für dies
Rechnungsjahr auf 155,000 Rthlr . berechne.

Dies Regicrungsschrciben befand sich zur Zeit der AuS-

schußsitzung in der Vervielfältigung , wird aber jetzt vielleicht
schon gedruckt in den Händen der Herren Abgeordneten sein.

Dies war der Sinn dessen , was ich den Herren im Allge¬
meinen sagen konnte . Damit eikiärte der Ausschuß sich vor¬
läufig zufrieden und erwartete die auf Thatsachen gegründe¬
ten ferneren Mittheilungcn . Es muß die Regierung überra¬

schen , den jetzt gestellten Antrag , wie er gestellt ist, zu sehen.
Ich halte es für meine Pflicht , die obige Erklärung , die ich

damals ohne Zweifel nicht deutlich genug abgegeben habe , noch
zu wiederholen und zu vervollständigen . Ich muß dabei be¬
merken , daß die gedruckten Voranschläge zu einer Zeit ange¬

fertigt wurden , wo der augenblickliche Stand des Kriegs ge¬
gen Dänemark eher einen großen Krieg außerdem erwarten
ließ , als einen baldigen Frieden oder Waffenstillstand . Es ist
natürlich , daß man in der Zeit , wo man sich überzeugt hal¬
ten mußte , vielleicht nocy bedeutendere Militairausstcllungen

zu machen , sehr wünschen mußte , einen Theil der konlin-
gentsverpflichtung durch die Reiterei ableist .n zu können . Ich
komme auf meine Erläuterung zurück . Mir ist nämlich die
Absicht der Regierung bekannt . Sie geht dahin , bei den
augenblicklich weniger dringend erscheinenden allgemeinen po¬
litischen Verhältnissen mit der angebahnten Verstärkung deS

Kontingents auf LProcmt und namentlich bei der kavallcrie-
formation nirgend rascher vorzugehen , als die wirthschaftliche
Erhaltung und Benutzung des bereits Geschaffenen ober schon
jetzt in Arbeit befindlichen nolhwendig macht , wodurch ganz
neue Rekruten und Remonteeinstellungen von selbst vor der

Hand ausgeschlossen sind.
(Mehrere Stimmen : Bravo !)
Meine Herren ! Bei dieser Lage der Dinge und durch¬

drungen von der Uebcrzeugung , daß es wünschenswerth ist,

Alles zu vermeiden , was unnöthige Z ^it durch die Verhand¬
lungen hinnehmen wird , habe ich den Berichterstatter des
CentralauSschusses gebeten , mir das Wort vor Erstattung des
Ccntralausschußberichtes zu überlassen , wie ich gcthan habe.

Ich für meine Person bin der Uebcrzeugung , daß der Antrag
des Abg . Lin bemann  nunmehr kein Object mehr hat.

Präsident : Jetzt hat der Berichterstatter das Wort.

Abg . Clausien : Ich weiß nicht , ob sich nicht Jemand
vor der Berichterstattung veranlaßt findet , das Wort zu er¬

greifen , ob der Antrag wirklich keinen Gegenstand mehr hat.
Präsident : Zuerst hat der Berichterstatter dos Wort.

Wir müssen den Bericht erst hören . Erst dann können wir

entscheiden , ob der Antrag zu redressircn sei.

Abg . v . Thünen : Soviel ich verstanden habe , ist die

Sache mit der Erklärung des Herrn RegierungscommifsärS

erledigt . Ich glaube , daß wir zur Tagesordnung übergehen
könnten.

Abg . Wtbel I . : Der Bericht , der Bericht ! das ist die
Tagesordnung.

Präsident : Wenn der Antrag so gestellt wird , daß der
Bericht nicht erst zu hören sei, müssen wir darüber abstimmen.

Ich bitte ihn übrigens schriftlich einzureichen.
Abg . Böckcl : Ich begreife nicht , wie ein Antrag zum

Uebergang auf die Tagesordnung gestellt werden kann , ehe der

Ausschußbericht abgestattet worden ist . Meine Herren , wozu
haben wir die Sache in den Abtheilungen berathen und einen
Berichterstatter erwählt , wenn der Bericht nicht erstattet wer¬
den soll ? Von dem Gegenstände abzugehen , wäre nur mög¬
lich , wenn der ganze Antrag zurückgezogen würde . Das ist
nicht geschehen und da kann ich nicht glauben , daß ein Drit¬

ter kommen und beantragen darf , daß der Bericht nicht er¬
stattet werde.

Abg . Lindemann : Ich glaube , daß so sehr mir auch

die Erklärung willkommen sein muß , mein Antrag doch nicht
gänzlich beseitigt ist.

Präsident : (unterbrechend ) Wir wollen zuerst den Be¬
richterstatter hören:

Abg . Lindemann : Daß dieses geschehen müsse , wird ge¬
rade der Gegenstand meines Sprechens sein . Die Erklärung
der Regierung , daß die Kavallerie sistirt werden soll , ist an
Bedingungen geknüpft , deren Ausdehnung wir nicht übersehen
können . Es ist gesagt , es soll sistirt werden , so weit die wirth-
schastliche Erhaltung nnd Benutzung des bereits Geschaffenen
oder des jetzt schon in Arbeit befindlichen  dies zu-

laffe . Meine Herren ! Eine Anschaffung kann geringfügig sein
und dennoch kann das ganze Regiment vollständig gemacht
werden , unter dem Vorwände , daß ihre Benutzung nur so

geschehen könne.
Ungeachtet dieser Erklärung des Herrn Regierungscom-

missärs , und weil diese Erklärung so vorliegt , daß sie die ge¬
wünschte Vollständigkeit nicht giebt , glaube ich nicht , daß da¬
durch mein Antrag beseitigt werden kann . Erklärt die Regie¬
rung vollständiger als geschehen ist , daß die Kavallerie unbe¬

dingt sistirt weiden soll , ich bin der Erste , der meinen Antrag
zurücknimmt . Aber so lange ich als Antragsteller ihn nicht
zurückgenommen habe , so lange sind Sie schuldig , den Bericht

darüber zu hören und mich selbst zur Begründung meines
Antrages zuzulassen.

Abg . Dannenberg : Ich möchte den Herrn Präsidenten
bitten , nach der Geschäftsordnung sich bestimmt entscheidend
zu verfahren.

Präsident : Er ist hier ein besonderer , für die wei¬

tere Verhandlung präjudizirtcr Antrag gestellt von dem
Abg . v . Thünen,  daß nach der eben von dem Regierungs-

commiffär gegebenen Erklärung und Zusicherung zu beschließen

sei, über den Antrag des Abg . Linde mann  zur Tagesord¬
nung übcrzugehen , ohne erst den Bericht zu hören . Dieser

Antrag wurde vorhin von dem Abg . v . Thünen so gestellt,
31*
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daß der Bericht nach der Erklärung des Herrn Regierungs-
commiffars gar nicht soll erstattet werden.

(Nachdem der Abg . v . Thünen  inzwischen seinen Antrag
schriftlich eingereicht und der Präsident ihn vorgelesen 0

Wenn Sie diesen Antrag so stellen , daß zur weitern Ta¬
gesordnung übergegangen werden soll , dann hat es kein Be¬
denken , daß wir den Bericht erst hören . DaS ist klar . ES
ist so ein gewöhnlicher Antrag auf Tagesordnung , den wir
erst nach Anhörung des Berichts in Beralhung nehmen können.

(Zu Herrn v . Thünen :) Ich habe Ihren Antrag vor¬
hin dahin verstehen müssen , daß Sie glauben , die Sache wäre
durch die Erklärung des Herrn Regierungscvmmissärs in der
Weise erledigt , daß der Bericht damit seinen Gegenstand ver¬
loren habe und wir ihn nicht zu hören brauchen.

Demnach werde ich jetzt ganz unbedenklich den Bericht¬
erstatter auffordern , wie ich auch anfangs gcthan habe , den
Bericht zu erstatten.

(Zu Herrn Dannenberg :) Sie wünschen noch das
Wort.

Abg . Dannenberg : Nein , wenn ich dies als Entschei¬
dung des Präsidiums zur Geschäftsordnung annehmen darf,
so habe ich Nichts weiter zu sagen.

Abg . v . Thünen : Ich fordere die Kammer nur auf,
hierüber zu beschließen.

Berichterstatter Claußen : Meine Herren ! Bei der
Kürze der Zeit , die wir gehabt haben , ist mir mündliche Be¬
richterstattung aufgetragen worden , und mein Bericht kann
daher nicht von dem CentralauSschuß als genehmigt angesehen
werden . Ich kann nur referiren insofern , als ich mit dem
Centralausschuß meiner Ansicht nach einverstanden bin.

Es ist Allen bekannt , daß die Verminderung der stehen¬
den Heere , die Einführung der Volkswehr eines der ersten
Bedürfnisse gewesen ist, das von der Nationalversammlung in
Frankfurt sowohl , als von einzelnen Landtagen an die Negie¬
rungen gestellt worden ist . Die drückende Last auf der einen
Seite , die Gefahr einer Soldatenregierung auf der andern
Seite hat dieses Verlangen zur Genüge begründet . Statt
dessen wurde von der Nationalversammlung später unter be¬
sonderen Verhältnissen eine Vermehrung des stehenden Heeres
beschlossen . Allein diese Vermehrung des Heeres ist nicht
durch ein Gesetz , wie richtig in der Motivirung des Linde-
mann ' schcn  Antrags gesagt ist , verkündet worden , sondern
es ist nur eine Administrativmaßregel gewesen , die vom Reichs¬
ministerium ausgegangen ist. Unter diesen Verhältnissen hat
der Ausschuß es wenigstens für zweifelhaft gehalten , ob überall
eine Verpflichtung vorhanden sei , die zwei Procente Vermeh¬
rung herzustellen . Der Regierungsbevollmächtigte hat uns
freilich so eben gesagt , eine Contingentsvcrpflichtung liege vor,
aber wir haben es für zweifelhaft gehalten , und zwar darum.
Die Centralgewalt ist thatsächlich seit dem 13 . Juli d . Z .,
seit den Unterhandlungen mit Berlin , von unserer Regierung
nicht mehr anerkannt , und was die formelle Besugniß der
Centralgewalt betrifft , so läßt sich wenigstens sagen , baß es
zweifelhaft ist, ob sie nach den Stuttgarter Beschlüssen überall

noch rechtlich epistirt . Bei dieser zweifelhaften Rechtslage
schien uns allein der Kostenpunkt ein erheblicher Grund , dar¬
auf anzutragen , daß man bei zweifelhafter Verpflichtung dazu
nicht fortfahren solle , in der Formation einer so kostspieligen
militärischen Einrichtung , wie die 2 pCt . und wie insbeson¬
dere das Reiterregiment ist. Der Ausschuß kann Ihnen auS
diesen Gründen nur den Antrag des Abg . Lindemann,
ohne die Motivirung , zur Annahme empfehlen , jedoch mit
einer kleinen Modification.

In dem ersten Theil des Antrags heißt es nämlich:
„in der angefangencn Bildung des Reiterregiments
nicht ausdehnend fortzufahren , namentlich und von
heute an keine Anschaffungen zu machen ."

Da sollte es heißen:
„von heute an keine dahin zielenden  Anschaffun¬
gen " u . s. w.

Das „ dahin zielende " würde sich auf das „ ausdehnende
Verfahren " beziehen.

Ferner im zweiten Theile ist der Schluß:
„wie über die bisherige Ausgabe , Anschaffung und
Verwendung"

zu streichen und der Inhalt der Budgctcommission zür geeig¬
neten Berücksichtigung zu überweisen , wohin er gehört.

Meine Herren , ich gehöre nicht zu denjenigen , die in das
gegenwärtige Ministerium Mißtrauen setzen , als wolle es un-
nölhige Ausgaben machen , Ausgaben , die vielleicht später un-
nölhig wären . Aber es liegen dem Publicum gegenüber That-
lachen vor,  welche schließen lassen , daß die eben abgegebene
Erklärung nicht in Einklang mit dem Verfahren lieht , das
die Regierung beobachtet . Hierüber möchte ich den Herrn
RcgierungS -Commissair bitten , Aufklärung zu geben . Es ist
nemlich in ganz neuerer Zeir eine Remonte von 100 Pferden
angeschafft worden , ferner ist ein Officier eingetreten aus preu¬
ßischen Diensten . Beides ist geschehen nach dem 13 . Juli,
also beides nach der rhatsächlichen Nichtanerkennung der Ccn-
tralgewalt und beides nach dem Waffenstillstands - Abschluß
mit Dänemark . Cs ist möglich , daß die betreffenden Verträge
früher abgeschlossen worden sind und die Regierung nicht zu-
rücktretcn konnte , aber darüber möchte eine nähere Erklärung
sehr wünschenswcrth sein , lieber die Cvntingents - Verpflich¬
tung , die der Herr Regierungs - Cvmmissair berührt hat , habe
ich vorhin schon gesprochen , daß sie zweifelhaft sei . Sodann
will ich darauf aufmerksam machen , daß eine Erklärung gegen
die Budgetcvmmission und das Verlangen nach einer Erklä¬
rung von Seite der Budgetcvmmission etwas ganz anderes
ist, als daS Verlangen vom Landtage und eine Erklärung der
Regierung dem Landtage gegenüber . Ferner finde ich nicht,
daß in der Erklärung der Rcgierungscommission das voll¬
ständig enthalten ist , was in dcm Anträge des Abg . Lindc-
mann  gesagt worden . Der Herr Regierungs - Cvmmissair
spricht nur von seiner Ansicht , daß er überzeugt sei , daß die
Regierung eine bestimmte Absicht habe . Das ist noch keine
Erklärung der Regierung selbst . Insofern möchte cs wün-
schenSwerth sein , daß eine bestimmtere Erklärung erfolge , daß
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wirklich die Regierung die Absicht habe , jetzt aufzuhören mit
der Formation des Reiterregiments.

Präsident : Es ist von dem Abg . v . Thünen , wie
Sie gehört haben , meine Herren , der Antrag eingercicht , nach
der von dem Herrn Rcgierungs - Commissair abgegebenen Er¬
klärung geht der Landtag über den Lind cmann ' schcn An¬
trag zur Tagesordnung über . Zch frage , ob der Antrag un¬
terstützt wird?

Mehrere Mitglieder unterstützen denselben.
Regierungs - Commissair Plate : Ich habe hier zunächst

zu erklären , daß der Berichterstatter meine letzte Erklärung
wohl nicht ganz so verstanden hat , wie ich es wünschte . Der
Eingang der von mir ausgeschriebenen Worte lautet so : „ Mir
ist die Absicht der Regierung bekannt . Uebrigens behalte ich
mir weitere Bemerkungen vor ."

Abg . Wtbel I. : Meine Herren ! Ich darf zunächst
wohl an das letzte Wort anknüpfen : „ Mir wären vielleicht
auch dergleichen Absichten der Staatöregierung bekannt , aber
das wäre keine Garantie für den Landtag und das Land.
Es ist aber heute noch viel einfacher , den Antrag des Abg.
Lin bemann  anzunehmen . Der wichtigste Grund , den An¬
trag anzunchmcn , ist so eben heute hinzugekommen ; es ist der,
baß wir Ursache haben , zu hoffen , wir stehen in Ueberein-
stimmung mit der Staatsregicrung . WaS könnte erfreulicher
sein , als solche Uebereinstimmung ? Und wahrlich , einen wich¬
tiger » Grund kann es nicht geben , einen Antrag zu stellen
und anzunehmen . Gehen wir darüber zur Tagesordnung , so
haben wir das Gegentheil von dem ausgedrückt , was wir er¬
klären wollten . Es folgte nothwendig der Schluß daraus,
daß wir etwas Anderes beabsichtigt hätten , als es der An¬
trag des Abg . Lindemann  enthält und womit , wie der
Abg . v . Thünen  meint , die Staatsregierung übereinstimmt.
Das werden Sie nicht wollen . Sie werben bas in unserm
Anträge nicht finden und in der Erklärung des Negierungs¬
bevollmächtigten nicht suchen wollen . Ich wenigstens will
cs nicht suchen , wenn auch Mancher gemeint sein möchte , cs
finden zu können . Wir wollen lieber abstimmen , meine Her¬
ren , den Antrag einstimmig annehmen . Wie man sagen konnte,
cs wäre dies überflüssig , der Antrag wäre erledigt durch eine
solche Erklärung deS Regierungs - Eommissairs , die noch viele
Deutungen zuläßt und jedenfalls nichts Linderndes für die
Zukunft har , bas geht über mein parlamentarisches Gewissen
hinaus . Selbst wenn der Herr Regierungs - Commissair uns
noch ganz etwas Anderes versprochen hätte , so wäre ich der
Meinung , daß wir zu viel Erfahrungen haben , um nicht zu
wissen , daß nicht jeder sein Wort lösen kann . Das Wort
bindet den Mann , so lange er an seiner Stelle ist , und wer
nach ihm kommt , hat das Wort nicht gegeben , er braucht
also nicht dafür einzustehen . Aus diesem Grunde empfehle
ich Ihnen , im Interesse des Staates , den Antrag des Abg.
Lindemann,  zu Ihrem einstimmigen Beschluß zu erheben ."

Abg . Clausien : Was der Herr Regierungscommissär
erklärt hat , glaube ich ganz richtig verstanden zu haben . Zch
glaube , ich hatte Recht , wenn ich sagte , daß , indem er von

den Absichten und von der Ansicht der Regierung gesprochen
hat , dies noch keine Erklärung der Regierung selbst sei. Ich
habe vorhin vergessen , anzuführen , es müßte , um eine Ueber¬
einstimmung der Regierung mit dem Landtage herbeiznführen,
von der Regierung die bindende Erklärung versiegen , daß sie
vollständig mit dem Anträge des Abg . Lindemann  einver¬
standen sei . Diese Erklärung habe ich in den Worten deS
Herrn RegierungS -Commiffärs nicht gesunden . Nur mit einer
solchen Erklärung können ' wir zufrieden sein . Zn einer aus¬
weichenden Erklärung könnte man schon deshalb , weil sie
ausweicht , etwas anderes finden , als der Abg . Linde mann
hat sagen wollen.

Wenn der Herr Regierungscommissär sich dazu verstehen
könnte , dann glaube ich , daß der Bericht seinen Gegenstand
verloren hätte . Die Regierung muß bündig erklären , nicht
fortfahrcn zu wollen , nicht bloß sagen , sie habe die Absicht,
nicht fortzufahren.

Abg . v . Thünen : Ich habe die Sache so aufgefaßt,
daß von dem Herrn Regierungscommissär bestimmt ausge¬
sprochen ist , daß die weiteren Auslagen für das Kavallerie¬
regiment sistirt werden sollen , und das halte ich für jetzt als
genügend und in Uebereinstimmung mit dem Lindemann-
schen  Antrag . Das weitere ist der Budgetcommission Vor¬
behalten . Nach meiner Ansicht wäre die Erklärung hinreichend,
und habe ich auch verstanden , daß es sicher zugesagt ist, daß
keine weiteren Anschaffungen mehr gemacht werden . Ist das
nicht der Fall und der Herr Regierungscommissär würde sich
darüber erklären , dann werde ich auch für den Antrag des
Abg . Linde mann  stimmen.

Abg . Lindemann : Meine Herren ! Vor Allem möchte
ich unnütze Erörterungen vermeiden . Zch liebe die Bestimmt¬
heit . Zch bin nicht gewohnt , auszuweichen , aber auch nicht
Ausweichungen anzunehmen und mich ihnen zu fügen . Wenn
der Herr Regierungscommissär sagen würde , diese und diese
Formation ist vollendet , die Mannschaft ist fertig , und das
Wort darauf gäbe , es soll nichts weiter angeschafft werden,
ich wäre gleich zufrieden und nähme meinen Antrag zurück.
Allein in demjenigen , was er gesagt hat , ist eine Ueberein¬
stimmung mit meinem Anträge nicht ersichtlich und ich muß
bitten , über den Antrag des Abg . v . Thünen  abstimmen
zu lassen und zwar namentlich abstimmen zu lassen.

Abg . Nrebour : Ich möchte mir eine Frage erlauben.
Wenn zwischen der Erklärung des Herrn Regierungscommissärs
und dem Anträge des Abg . Lindemann  kein wesentlicher
Unterschied zu sein scheint , warum wird denn von der Re¬
gierung ein Werth darauf gelegt , daß dieser Antrag nicht zur
Abstimmung kommt . Es scheint Loch , daß man einen ge¬
wissen Werth darauf legt , weil man sich gegen dessen An¬
nahme sträubt . Wenn der Antrag dasselbe enthält , was die
Regierung erklären will , so sehe ich keinen Grund ein , wa¬
rum wir ihn nicht annehmen sollen . Wir ersuchen dann die
Regierung um etwas , was sie selbst will , und das muß ihr
nur angenehm sein.

Reg . - Comm . Plate : Zch bin bereit , dem Abg . Nre-
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bour  sogleich zu antworten ans seine Anfrage , welchen et¬
waigen Werth die Regierung auf die Nichtberathung des
Lindemannschen  Antrags lege . Nach meiner Ucberzeu-
gung legt sie keinen Werth darauf . Ich persönlich habe einen
Werth darauf gelegt . Ich glaube nicht , daß bei der Kurze
der Zeit , die man überhaupt hat , man über einen Gegenstand
erschöpfend sprechen kann , der wie bemerkt worden ist, heraus-
gerisscn ist aus dem Verbände zum übrigen Miliiärbudgct.
Ich lege darum einen Werth auf die Nichtberathung , weil ich
zu Anfang der Diskussion besorgte , sie könne Veranlassung ge¬
ben zur Berührung persönlicher Verhältnisse ( Murren auf der
Linken ), wobei sich vielleicht hie und da der (Line oder Andere
verletzt fühlen könnte . Meine Natur ist wenigstens der Art,
daß , wenn bei der mangelnden parlamentarischen Erfahrung
ich vielleicht etwas eifrig würde , ich mich möglicherweise selbst
nicht von aller Schuld zur Veranlassung von persönlichen Be¬
merkungen frei gehalten haben würde . Aber ich lege jetzt auch
keinen Werlh mehr darauf und bin mit dem Abg . Niebour
einverstanden , daß dies kein Grund sein möchte für die Nicht¬
berathung des Antrags . Uebrigcns bin ich meiner Stellung
schuldig , zu erklären , daß dasjenige , was ich vorhin vorgc-
tragen habe als die Absicht der Regierung , meiner innersten
Ucberzeugung nach sich so verhält , wie es von mir ausge¬
sprochen ist , und daß ich nur bedauern kann , wenn von ir¬
gend einer Seite die Besorgniß aufkommen sollte , als wenn
der Kammer Dinge anders hingestcllt werden sollten , als sie
sich wirklich verhalten.

Präsident : Das Letztere ist meines Wissens von Nie¬
manden behauptet worden.

Meine Herren , es hat sich Niemand weiter zum Wort
gemeldet.

Abg . v . Thünen : Kann ich meinen Antrag noch zu¬
rücknehmen?

Präsident : Ja freilich , zu jeder Zeit , so lange noch nicht
darüber abgestimmt ist.

(v . Thünen  zieht denselben zurück .)
Die Discussion ist geschlossen , vorbehältlich des Schluß¬

wortes von Seite des Antragstellers und Berichterstatters.
Abg . Lindemann : Meine Herren ! In ernstlicher Be¬

schäftigung mit dem Gesetze habe ich den allgemeinen Eindruck
nicht von mir abwehrcn mögen , daß unser Militärstaat mit
einem Lupus und Vorliebe eingerichtet und fortgebildct ist und
daß er bis auf diesen Augcnbick so verwaltet wird . Daneben
habe ich nicht verkannt , wie in Genauigkeit der Rechnungs¬
führung , in Beziehung auf den Sold und die Natural -Ver-
pflegung der Soldaien und Unteroffiziere die mögliche Spar¬
samkeit erreicht ist. Dasselbe ist der Fall hinsichtlich der Ga-
girung der Lieutenants II. Elasse . Ich würde cs in der That
für einen Frevel halten , hier weitere Beschränkung zu bean¬
tragen . Dagegen bin ich nicht der Meinung , daß diese Spar¬
samkeit auch in den höheren Chargen eingcführt ist , die ge¬
schehen könnte . Das Resultat , wie cs sich nach dem Budget
herausstellt : 926,000 Thlr . für das Militär ist nicht daS Nor¬
male , daS kommt dem Normalen nicht nach , sondern es sind

zwei extraordinäre Zugaben hinzu gekommen , erstens der Krieg
gegen Dänemark und zweitens die Erhöhung des Militärstan¬
des um zwei Prozent . Diese Erhöhung um 2 pCt . ist in un-
serm Großherzogthum auf das Kostspieligste eingcleitet . Die
1400 Mann sollten hergestellt werden als Eavallerie und Ar¬
tillerie . Beide Waffengattungen sind die kostspieligsten in der
ganzen Armee , dadurch ist die Summe zu der angegebenen Höhe
erwachsen . Eine bloße Beanstandung einzelner Personen im
Budget führt zu keinem Resultate . Wenn der Friedensetat
ermäßigt werden soll , so ist das dahin führende Mittel nur
in einem Ausweg auf ein verändertes Urlaubsystem zu suchen.
Darüber werde ich zu einer andern Zeit zu sprechen haben.
Jetzt sind größere Abzüge von den 926000 Thlr . nur zu fin¬
den in den Kosten des Feldzugs , die zu 220000 Thlr . berech¬
net sind . Diese Kosten wurden veranlaßt durch die Feldver¬
pflegung . Sie ist großtentheils in Holstein gejchehen und es
wird sich finden , in wie weit das Reich oder die beiden Herzog¬
tümer Schleswig und Holstein dieselben zu tragen haben . Der
Herr Rcgierungscommissär hat in Aussicht gestellt , daß
155,000 Thlr . für diese und andere Gegenstände Wegfällen
werden . Der zweite Gegenstand der Ersparniß ist die Artil¬
lerie . Es ist gesagt worden , daß die Neunpfünderbatterie in
diesem Jahre nicht genommen werden soll, ferner , daß nach den
Verträgen mit den drei Hansestädten ein großer Theil der
Artillerie von diesen zurückerstattet werden soll : darum habe
ich diese Waffe in meinen Antrag nicht ausgenommen.

Es bleibt für eine fernere große Ersparniß nur die Ka¬
vallerie . Schon auf dem vorigen Landtage wurde davon ge¬
sprochen , daß man die Formation der Eavallerie nicht für nö¬
tig halte . Der Landtag hatte damals nur gutachtlich ein
Wort zu sagen , denn cs war der constituirende Landtag . Er
hatte kein entscheidendes Wort über Ausdehnung und Auf¬
fassung der Administration , und da ist cs denn gekommen,
daß der fast einstimmige Wunsch des constituirendcn Landtags
gar nicht beachtet worden ist , daß rasch mit der Formation
der Eavallerie angefangen wurde und bis jetzt fortgefahren
worden iü . Die Stellung des gegenwärtigen Landtags ist
eine andere als die des vorigen . Es ist uns das Budget
vorgelegt , wir haben zu bestimmen , wie viel verwendet werden
darf . Wenn die Mittel fehlen , kann die Regierung nicht
fortfahren in der Formation . Wenn also jetzt gewünscht wird,
daß die Regierung nicht darin fortfahre , so ist dieses etwas
Anderes als früher . Ich habe meinen Antrag vor mehreren
Tagen im Budgctausschuß gestellt . Er fand einige Zustim¬
mung ; ich habe ihn dort fvrmulirt , aber er ist wiederholt
verschoben , zuletzt aus dem Grunde , weil erst die Regierungs-
commissäre gehört werden sollten , wie viel zu ersparen sei.
Man kann auch eine unbestimmte Ersparniß zur Zeit ohne
feste Zahl beantragen . Der befragte Regierungscommissär
hat die von ihm geforderte Auskunft verheißen , weil er aber
setzt, daß er das Erforderliche nicht in prcnnpw habe , und weil
er für die Antwort auf die Fragen keine bestimmte Zeit ge¬
setzt hat , durste ich die Sache nicht länger aufschieben . Meine
Herren , ich weiß nicht , wie lange wir hier noch bestehen , und
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ich möchte nicht fortgehen, ohne beantragt zu haben die durch¬
gehende Ersparung in dem, was daS Kostbarste ist. Will
die Regierung damit übereinstimmen, ist der Herr Evmmifsär
Willens, den Antrag in seiner ganzen Fassung anzuerkenncn,
wie der Ausschuß in seiner Formulirung durch den Bericht¬
erstatter ihn angenommen hat, es bedürfte nur einer einfachen,
aber bestimmten Erklärung. Die Worte aber vom Regie-
rungscommissär: „ich weiß bestimmt, daß cs die Absicht der
Regierung ist" , sind nicht genügend. Der Hr. Regierrmgs-
commissär hat die Bedeutung dieser Erklärung, daß seine Worte
nicht befriedigen, durchaus irrig aufgefaßt. Niemand ist un¬
ter uns, der an die Möglichkeit glaubte, daß der Hr. Regie-
rungscommissär etwas sagen werde, was nicht wahr ist oder
nicht in der Wirklichkeit so ist. Aber die Regierung kann
heute eine Absicht haben, die cS morgen nicht mehr ist, und
was haben wir dann in dieser Erklärung? sie bietet keine Ga¬
rantie. Darum stelle ich nochmals den Antrag, nehmen Sie
denselben an, daß Sie die Regierung ersuchen in der Weise,
wie der Centralausschuß formulirt hat, nicht weiter fortzufah¬
ren in der Formation der Cavalleric. Der zweite Antrag ist
ein besonderer Antrag. Er kann zur besonderen Abstimmung
kommen. Ich glaube, die Sicherheit, die wir in dieser Be¬
ziehung dem Lande geben wollen, die wir ihm geben müssen,
gebietet es, zu verlangen, daß wir über den Stand der Ca-
vallerie bald Antwort haben müssen. Der Hr. Regierungs-
commissär hat Bedenken getragen, wie er im Ausschuß erklärt
hat, Namen zu nennen. Wir brauchen keine Namen. Wir
wissen, wenn die Regierung sagt, 4 Rittmeister, 6—7 Lieute¬
nants sind angcstellt worden, daß cs die Wahrheit ist. Also
darauf lege ich keinen Werth, aber darauf, daß der Hr. Re-
gicrungkcommissär fest sich erkläre, wozu er die erforderlichen
Thatsächen, wenn er sie nicht gegenwärtig hat, in wenigen
Stunden oder bis zur nächsten Sitzung hcrbeischaffen kann.
Er mag uns dann sagen, wir, d. h. die Regierung, haben an¬
gestellt so viel Offiziere, haben angeschafft so und so viele
Pferde, so viel Mannschaft ist eingerufen und dergl. Das ist
eine kleine Mühe, und dadurch wird die Beruhigung des
Landes hergestellt, und eine Sicherheit, wodurch ein Eindruck
auf das Land gemacht wird. Darum ist diese feste Erklä¬
rung nothwendig. Ich empfehle Ihnen nochmals, nehmen
Sie meinen Antrag an.

Berichterstatter Claußen : Nach dem, waS der Abg.
Lindemann  zur Unterstützung seines Antrags gesagt, habe
ich nur wenige Worte hinzuzufügen.

Reg.-Cvmm. Plate : (will das Wort ergreifen).
Präsident : Ich kann Ihnen das Wort ohne Beschluß

der Kammer nicht mehr geben.
Reg.-Cvmm. Plate : Ich habe übersehen, daß Herr

Claußen  Berichterstatter ist.
Präsident : Die Geschäftsordnung schreibt vor, daß die

Reg.-Bevollmächtigten bis zum Schluß der Debatte und vor
dem letzten Wort des Antragstellers und des Berichterstatters
Mittheilungen machen können, danach kann ich Ihnen in
diesem Stadium der Verhandlung das Wort nicht mehr ge¬

ben; es ist aber kein Bedenken dabei, daß ich die Versamm¬
lung darüber frage.

Reg. - Comm. Plate : Zn Bezug auf die Fragestellung
nur ein Paar Worte. Es war meine Absicht, noch das Wort
zu nehmen vor dem letzten Wort des Berichterstatters. Ich
wendete mich Ihnen zu, um daS Wort zu erhalten, in dem¬
selben Augenblicke aber hat Herr Claußen  zu sprechen be¬
gonnen und da war mir nicht gegenwärtig, daß Herr Clau¬
ßen  Berichterstatter ist, sonst würde ich vor demselben um
das Wort gebeten haben. So setzte ich mich wieder hin, um
hernach um daS Wort zu bitten.

Präsident : Demnach bitte ich die Herren, welche dem
Herrn Reg.-Cvmmissair daS Wort geben wollen, sich zu erhe¬
ben. (Geschieht.) Sie haben daS Wort.

Reg.- Comm. Plate : Wenn es zur Vervollständigung
dessen dienen kann, was ich geäußert habe, so will ich die
Worte meiner Erklärung: Mir ist die Absicht der Regierung
bekannt, dahin vervollständigen, daß ich sie so fasse: Ich bin
bevollmächtigt, zu erklären, daß es die Absichtu. s. w. Fer¬
ner was die vom Herrn Antragsteller gewünschte Mittheilung
über das, was wirklich bereits geschehen ist, betrifft, so ist der
Nachweis in Arbeit genommen, so wie der Budget-Ausschuß
den Wunsch, ihn zu bekommen, mir ausgesprochen hatte. Er
soll soviel möglich beeilt werden. Es enthält diese Aufstellung
die Beantwortung aller Fragen, welche die Commission da¬
mals gestellt hat, so wie der Fragen, die durch den Antrag
veranlaßt worden sind.

Abg. v. Thlinen : Ich bitte um das Wort.
Präsident : Ich kann Ihnen das Wort nicht geben.

ES muß Jeder , der das Wort außer der Ordnung haben
will, schriftlich darum einkommen.

Abg. Selckmann ll. : Nach der Geschäftsordnung muß
derjenige, welcher nach Schluß der Debatte und außer der
Reihe das Wort will, auch zugleich den Grund angebcn, über
den Gegenstand selbst darf er nicht mehr sprechen, sondern
bloß zur Geschäftsordnung, oder wenn er factische oder per¬
sönliche Bemerkungen zu machen hat. Da über diese Fälle
das Wort nicht verlangt ist, so kann Herr v. Thünen
also auf keinen Fall das Wort erhalten.

Präsident : Wenn das Gesuch schriftlich eingegcben ist,
so wird es sich ergeben und ich werde an die Versammlung
die Frage stellen, ob ein solcher Grund darin enthalten ist,
aus welchem außer der Reihe um das Wort gebeten werden kann.

Abg. v. Thünen : Ich verzichte auf das Wort.
Berichterstatter Claußen : Ich kann mich nach dem,

was Herr Lindemann  vorgetragen hat, wie gesagt, kurz
fassen. Im Wesentlichen ist gewiß die ganze Versammlung
darin einverstanden, daß der Grund, weshalb wir die Sisti-
rung verlangen, lediglich der ist, daß die Verpflichtung zur
Formation des Reiterregiments zweifelhaft ist; daß man nicht
vorwärts zu schreiten braucht, weil zwingende Gewalten nicht
hinter uns sind; daß man bei zweifelhafter Verpflichtung die
kostspielige Formation nicht weiter durchführen darf. Im
allgemeinen glaube ich allerdings auch, daß dasjenige,
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was der Herr Reg . - Commissair jetzt erklärt hat , dem wohl
nicht widerspricht , aber die Erklärung ist nicht ganz präcis,
und darum muß ich wenigstens noch darauf bestehen , daß die
Versammlung den beantragten Beschluß dennoch fasse. In¬
sonderheit muß ich auf das Letzte, was der Herr Reg . - Com-
miffair erklärt hat , noch entgegnen , daß es doch wohl wün-
schenswerth wäre , daß die Regierung sich nicht lediglich durch
ihren Bevollmächtigten erklärt . Es handelt sich um Einge¬
hung einer Verpflichtung , wenn auch nur einer negativen.
Die Regierung als solche ist unS nicht verantwortlich , sondern
deren jeweilige Mitglieder , wir müssen also die Personen der
Regierung kennen , welche für diese Erklärung verantwortlich
sind . Ferner muß ich bemerken , daß der Herr Reg .-Commis-
sair nur bevollmächtigt ist , die Absicht der Regierung auszu¬
sprechen . Das genügt nicht . Die Absicht der Regierung con-
statirt sich nur in den gegenwärtigen  Mitgliedern ; ein
Beschluß der Regierung bindet auch die Nachfolger im Amte.
Ich muß eben auf den Unterschied zwischen Ahat und Absicht
zur Achat aufmerksam machen . Die Absicht der Regierung ist,
wie bemerkt , kein Beschluß , der das Amt bindet , während ein
Beschluß der Negierung , in Uebercinstimmung mit dem Land¬
tage gefaßt , das Amt selbst auch die Nachfolger bindet.

Präsident : Der Abg . v . Thüncn  hat mir eben Fol¬
gendes eingereicht : „ ich bitte um das Wort über die letzte Er¬
klärung deS Hm . Regierungscommissärs " . Auf den Grund
der Geschäftsordnung Z. 38 . bitte ich diejenigen Herren , welche
Hrn . v . THünen  daS Wort geben wollen , sich zu erheben.
(Die Mehrheit erhebt sich.) Hr . v . Thüncn  hat daS Wort.

Abg . v - Thiinen : Ich wollte nur den Hrn . Regie-
rungScommissär bitten , seine Erklärung schriftlich abzusasscn
und dem Hrn . Präsidenten zu übergeben , damit sic vor der
Abstimmung verlesen werde.

Abg . Wibel I. : Das ist schon geschehen ; wir haben
sie hier Alle gelesen.

Präsident : Ferner bittet Hr . Niebour  außer der
Ordnung um das Wort ; er hat gesagt , ich bitte um das
Wort , um dem Hrn . Reg .-Commissär eine thatsächliche Frage
vorzulegen.

Die Versammlung ertyeilt Hrn . Niebour  das Wort.
Abg . Niebour : Meine Herren ! Es ist mir , wie die

Sache einmal steht , nicht ganz klar geworden , was in der
letzten Aeußerung deö Hrn . Reg .- Cvmmissärs liegen soll . Der
Hr . Reg .- Commissär hat gesagt , ich bin beauftragt , zu erklä¬
ren u . s. w . und was sonst damit in Verbindung steht . Nun
bleibt aber die Frage , wer der Auftraggeber ist , ist es das
Staatsministerum , wie es in der Regel in solchen Fällen an¬
zunehmen ist , und angenommen werden kann ? Es wird hier
über viele Worte hin und her gesprochen , welche angeblich
dasselbe sagen sollen . Wie aber die Sache hier gerade steht,
könnte man wohl einen Zweifel haben , ob in dieser Auslas¬
sung der Benennung des Staatsministeriums nicht etwas
Besonderes liegen soll , oder ob wir auch hier nach der Regel
annehmen müssen , daß unter „beauftragt " der Auftrag als
vom Staatsministcrium gegeben verstanden wird . Wenn der

Hr . Reg .- Commissär darauf eine Erklärung abgeben will , so
wäre mir sehr erwünscht , Auskunft darüber zu . erhalten . (Ruf
nach Abstimmen !)

Reg .- Commissär Plate (bittet um . das Wort ) .
Präsident : Wir befinden uns in der That in einem

Ausnahmezustand . Ich muß fragen , ob Sie dem Hrn . Reg .-
Commissär , der zum zweiten Male außer der Ordnung um
das Wort bittet , es gestatten wollen.

(Die Versammlung ertheilt ihm das Wort .)
Sie haben das Wort.
Reg .-Commissär Plate : Meine Herren ! Es thut mir

leid , daß ich außer der Ordnung , wie der Hr . Präsident
sagt , sprechen muß.

Präsident : Dieser Ausdruck ist in der Geschäftsordnung
gebraucht.

Reg .-Commissär Plate : Es ist nicht meine Absicht ge¬
wesen , der Geschäftsordnung entgegen zu treten , sondern nur
die an mich gerichtete Frage zu beantworten . Unbedenklich
ergänze ich meine Worte : Ich bin bevollmächtigt von der Re¬
gierung zu erklären.

Präsident : Demnach schreiten wir jetzt zur Abstimmung.
Es ist der Antrag deS Abg . Lindemann  eingereicht , wel¬
cher folgendermaßen lautet:

„Der Landtag wolle in möglichster Eile die hohe
Staatsregierung ersuchen : 1) in der angesangcnen
Bildung des Reiterregiments nicht auSdehnend fortzu¬
fahren , namentlich und von heute an keine Anschaf¬
fungen zu machen , keine weitere Mannschaft einzube¬
rufen , und keine Ofsiciere neu anzustellen ; 2 ) dem
Landtage Mittheilung und Vorlage zu geben über
den Bestand der jetzt in Einübung begriffenen Ofsiciere,
Reiter und Pferde , wie über die bisherige Ausgabe,
Anschaffung und Verwendung ."

Zu diesem Antrag hat der Centralausschuß beantragt:
Zn dem ersten Theile ist statt ,,von heute an keine Anschaf¬
fungen " rc. zu setzen : „ von heute an keine dahinzielcnde An¬
schaffung " u . s. w . Ich habe vorhin aus der Rede des Hrn.
Lindcmann  vernommen , Laß er damit einverstanden sich
erklärt . Zu dem zweiten Theile des Antrags ist vom Aus¬
schuß das Amendement gestellt : Im zweiten Theile ist der
Schluß : „ wie über die bisherige Ausgabe " u . s. w . bis zum
Ende zu streichen.

DaHr . Lindemann  auch hiermit sich einverstandener¬
klärt hat , so wird lediglich der Ausschußantrag zur Abstimmung
zu bringen sein . Es ist vorhin von Herrn Linde mann
geäußert , daß die Abstimmung über die beiden Punkte ge-
theilt werde.

Abg . Lindcmann : Jetzt nicht mehr.
Präsident : Demnach werde ich den Antrag « des Aus¬

schusses zur Abstimmung bringen ; er würde also so lauten:
„Der Landtag wolle in möglichster Eile die hohe
Staatsregierung ersuchen : 1) in der angefangenen
Bildung des Reiterregiments nicht ausdehnend fortzu-
sahren , namentlich und von heute an keine bahinzie-



223
lende Anschaffungen zu machen , keine weitere Mann - ^
schuft einzuberufen , und keine Ofsicierc neu anzustel - >
len ; 2 ) dem Landtage Mitthcilung und Vorlage zu >
geben über den Bestand der jetzt in Einübung be- i
griffenen Ofsicierc , Reiter und Pferde/ ' >

Diejenigen , weiche diesem Akttrage des Abg . Linde - !
mann,  wie er nun vom Ausschüsse gefaßt ist , beilreten , bitte ^
ich , sich zu erheben . ( Die Mehrheit erhebt sich.) Der An - k
trag ist angenommen . Der Herr RegicrungS -Eommissair wird i
wohl vorläufig von diesem Beschlüsse Notiz nehmen ; ich s
werde ihn in gewohnter Weise möglichst bald der Regierung !
zufertigen lassen . !

Wir kommen zum weiter » Gegenstand der Tagesordnung,
betreffend die Zusammenstellung der gesetzlichen Bestimmungen
über die Entschädigung wegen der aufgehobenen gutshcrrlichen
und sonstigen Lasten . In dieser Hinsicht muß ich nun zu¬
nächst bemerken : es heißt im ß. 50 . der Geschäftsordnung:
Nach Feststellung der Beschlüsse über die einzelnen Artikel
eines Gesetzvorschlags , desgleichen über solche Anträge , welche
nach dem Beschlüsse des Landtags einer besonder » Redaktion
bedürfen , geht die Vorlage an den Central - oder den betref¬
fenden besonder » Ausschuß zur Zusammenstellung zurück.
Die daraus hervorgegangene Vorlage wirb an die Mitglieder
des Landtags vrrtheilt , und darauf , insofern nicht eine zweite
Lesung beliebt wird , über baö Ganze abgestunmt . Die Vor¬
lage des Central -Ausschusses ist den Mitgliedern des Landtags
noch nicht mitgcthcilt worden , wenn Sie nun daraus bestehen
wollten , so könnten wir diesen Gegenstand heute nicht zur
Verhandlung bringen ; indessen scheint mir ganz unbedenklich
nach andern Bestimmungen der Geschäftsordnung , daß Sie
sich davon dispensiren könnten , denn wenn Sie sogar nach
tz. 14 . beschließen können , daß über Vorlagen gar kein Aus¬
schuß gehört werde , sondern sofort die Beralhung in der Ver¬
sammlung vorgenommen werde , wenn Sic ferner beschließen
können , daß die Berichte der Ausschüsse Ihnen nicht zwei
Tage vorher , vielleicht gar nicht mitgetheilt , sondern nur münd¬
lich erstattet werden , dann glaube ich , können Sie auch be¬
schließen , daß heute von dieser Bestimmung abgesehen werde.
Wenn kein Widerspruch erfolgt , so werde ich das als be¬
schlossen annehmen . Ich ersuche den Hrn . Berichterstatter
Wibel  I -, die Zusammenstellung der Beschlüsse nun vorzu-
tragen.

Berichterstatter Wibel l . : Meine Herren ! Es ist der
Commission , welche die Beschlüsse über das Entschäbigungs-
gesetz zu redigiren hatte , nicht möglich gewesen , einen förmli¬
chen Bericht vorzulegen ; cs hat nur eine Redaction auf dem
gedruckten und mit Papier durchschossenen Exemplar des Ge¬
setzes selbst beschafft werden können , wovon eine dreifache Ab¬
schrift gefertigt ist , eine für den Ausschuß , eine für die Staats¬
regierung , und die dritte für das Landtags - Archiv . Das
schien uns für das Bedürfniß der Gesetzgebung genügend zu
sein . Die Geschäftsordnung indeß fordert für die Versamm¬
lung allerdings , die Arbeiten der Ausschüsse sollen in Ab¬
schrift den einzelnen Mitgliedern zugefertigt werden ; wollten

Sie darauf bestehen , so würde Ihr Ausschuß eine recht kost¬
spielige Arbeit Herstellen müssen , es würden mehrere Tage
darüber hingehen , und ich glaube , daß die Uedersichtlichkeit
der Arbeit deS Ausschusses dadurch wesentlich nicht geändert
würde . Es sind sehr viele Artikel , wo Nichts abzuändern
gewesen ist, als ein einziges Wort , und noch andere , wo bloß
Eitate verändert werden müßten nach der veränderten Para¬
graphenzahl . Das nun in einer Berichtsform deutlich zu
machen , würde , glaube ich, eine sehr weiilänsigc Arbeit wer¬
den , ich möchte deshalb verschlagen , daß die Versammlung
dem Berichterstatter der Commission erlaube , die Redaction
verlesen zu dürfen , natürlich nur diejenigen Artikel , in denen
die Redactions -Commisfion die beschlossenen Acnderungen ein¬
zufügen , etwaige Fehler zu verbessern oder Redactionsverän-
derungcn vorzuschlagen , nöthig gefunden hat . Dabei möchte
ich die Herren ersuchen , ihre etwaigen Gegenbemerkungen bei
dem Präsidenten anzumclden , wo nicht , unsere Arbeit durch
Ihr Stillschweigen zu genehmigen , um alsdann über daö
ganze Gesetz abzustimmen . Auf diese Weise kommen wir am
besten zum Schlüsse . Im klebrigen wollte ich nur roch be¬
merken , daß wesentliche Abänderungen nicht gemacht sind.

Präsident : Zch muß nur noch bemerken , daß es im tz.
50 . der Geschäftsordnung heißt : die daraus hervorgegangene
Vorlage wird an die Mitglieder deS Landtags verthcilt , und
darauf insofern nicht eine zweite Lesung beliebt wird , über das
Ganze abgestimmt . ES würde sich nun zunächst fragen , ob
Sic eine zweite Lesung beschließen , und dann würden natür¬
lich Abänderungen und überhaupt Anträge noch zulässig sein;
wenn Sie aber die zweite Lesung nicht beschließen , dann glaube
ich, würden Sie über das Ganze , wie es vom Ausschüsse vor-
gelcgt ist, abzustimmen haben . Eine DiScussion im Einzelnen
wird nicht mehr statthaft sein . Zn dieser Beziehung ist mir
übrigens ein Antrag zu tz. 46 . vom Abg . Mölling  einge¬
reicht , der , wenn die zweite Lesung beschlossen würde , zur DiS¬
cussion kommen könnte ; würde diese aber nicht beliebt , sondern
über das Ganze abgestunmt werden , so scheint nur nicht zwei¬
felhaft , daß ein solcher Antrag nicht mehr zur DiScussion kom¬
men könnte.

Abg . Pancratz : Ich möchte nur bemerken , daß nach
meiner Meinung dieses Vorlesen eigentlich das nicht bedeuten
soll, was die Geschäftsordnung unter der zweiten Lesung ver¬
steht , sondern daß diese vom Ausschuß vorzutragende Zusam¬
menstellung der Beschlüsse an die Stelle jener treten soll.

Abg . Mölling : Ich meine , daß in der Geschäftsordnung
nicht so bestimmt ausgesprochen ist , daß für diesen Fall gar
kKne Berbesserungsanträge und Acnderungen , die sich etwa
ergeben , eingercicht werden können . Zch glaube , die Redaclion
hat hinzuzusügen , was auch die einzelnen Mitglieder hinzuzu¬
setzen für nöthig halten . In dieser Beziehung habe ich noch
einen Antrag stellen zu müssen geglaubt , der mir von einiger
Erheblichkeit zu sein scheint.

Reg - Comm . Runde : Wenn eine förmliche zweite Lesung
beliebt werden sollte , so glaube ich doch , daß es sehr wün-
schenswerth wäre , daß die Staatöregierung vorher eine Erklä-
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rung über die Beschlüsse des Landtags abgegeben babe, indem
dann Manches vielleicht sich von selbst ergeben und die Ver¬
handlung darüber abgekürzt würde. Die Staatßregierung
glaubte übrigens, es solle dies bloß eine RcdakiionSlesung sein.

Präsident : Meine Herren! Ich werde zunächst fragen,
ob Sie eine zweite Lesung beschließen; beschließen Sie diese
nicht, dann muß ich, wenn der Abg. Mölling  auf seinem
Anträge besteht, fragen, ob Sie , ungeachtet Sie eine zweite
Lesung nicht beschlossen haben, den Antrag noch zur Discul-
sivn zulassen wollen. Es heißt in der Geschäftsordnung: in¬
sofern nicht eine zweite Lesung beliebt wird, wird über daS
Ganze abgestimmt. Zch frage also, will die Versammlung
eine zweite Lesung? Ich bitte diejenigen, die das wollen, sich
zu erheben. (Die Minderheit erhebt sich.) Die zweite Lesung
ist abgelehnt. Ich frage jetzt weiter: glauben Sie , daß cs
zulässig ist, daß der Verbcsserungsantrag des Abg. Mölling
zu §. 46. noch zur Berathung gestellt werde? Zch bitte die¬
jenigen Herren, die das wollen, sich zu erheben. (Die Mehr¬
heit erhebt sich.) Die Frage ist bejaht. Ich werde dann den
Antrag bei tz. 46. zur Sprache bringen. Ich fordere nun den
Herrn Berichterstatter Wibel  I . auf, seinen Vortrag zu be¬
ginnen.

Berichterstatter Wibel !. trägt die über den Gesetzent¬
wurf, betr. die Rechtsverhältnisse der von einem guts- und
schutzherrlichen Hörigkeits- oder Unterthänizkeits-Verbande be¬
freiten Stellen und die Entschädigung wegen der aufgehobenen
gutsherrlichen und sonstigen Lasten, vom Landtage gefaßten
und vom Ausschüsse zusammengestclltenBeschlüsse vor. Zu
Art. 46. wird von der Versammlung nichts erinnert.

Zu Art. 47. bemerkt derselbe: der Ausschuß hat Ihrem
Beschlüsse gemäß hinter die Worte „in dem angegebenen Zeit¬
räume" hinzugcsügt: „entweder im Ganzen oder von bestimm¬
ten Fruchtarten". Hierbei ist freilich in der Redactions-Ccm-
mission ein Zweifel gewesen, ob der Antrag, welchen der Land¬
tag angenommen hat, bloß den Zusatz haben wollte, „entweder
im Ganzen oder von bestimmten Fruchtarten" , oder ob auch
noch eine andere Bemerkung aus dem Vorträge des Abg.
Selckmann  in dem Beschluß mit zu berücksichtigen Ihre
Absicht war. Zch dürfte vielleicht Hrn. Selckmann  er¬
suchen, darüber das Wort sich zu erbitten.

Abg. Selckmann ll. : Zch habe bereits dem Herrn Prä¬
sidenten den Antrag übergeben.

Präsident : Dieser Antrag lautet:
Der Art. möchte so zu fassen sein, „Die Bestimmun¬
gen des Art. 46. kommen auch dann zur Anwendung,
wenn der Zehnte in dem im Art. 46. ß. 1. angegebe¬
nen Zeitraum entweder von allen oder von einzelnen
Grundstücken, im Ganzen oder von bestimmten Frucht¬
arten nicht gezogen, sondern" u. s. w. Motiv. Der
Gedanke des Ausschusses ist derselbe, wie in obiger
Fassung, nur ist derselbe bestimmter und schließt den
Einwand aus , daß derselbe nicht zur Anwendung
komme, wenn nicht von sämmtlichen pflichtigen Grund¬
stücken die Geldabgabe geleistet ist.

Abg. Wibel I. : Zch glaube, sagen zu dürfen, daß der
Ausschuß sehr den Wunsch gehabt hätte, den Art. so zu
fassen,  und ich möchte die Versammlung im Namen des Aus¬
schusses bitten, diesen Antrag ohne Weiteres anzunehmen.

Abg. Selckmann II. : Wie ich schon in den Motiven
meines Antrages gesagt habe, ist wohl der dem Art. 47. zu
Grunde liegende Gedanke gerade derselbe, wie mein Antrag
ihn ausdrückt. Es könnte aber der Zweifel entstehen, ob,
wenn aus einer Zchntflur nur für einzelne Grundstücke, na¬
mentlich für entlegene oder ringefciedigtes. g. Kämpe
eine Reihe Jahre lang statt des Zehntens eine festgestellte
Gcldabgabe bezahlt und der Zehnte nicht ,n naMi-a gezogen
ist, solche Fälle durch den Einwand ausgeschlossen würden,
der Artikel finde nur dann Anwendung, wenn von allen
Grundstücken, die auf der ganzen Zchntflur liegen, dieses
ZehntgelL bezahlt sei. Dieser Zweifel ist also durch meinen
Antrag ausgeschlossen und ich möchte bitten, die präcisere
Fassung anzunehmen. Mir selbst sind viele Fälle bekannt,
wo für solche einzelne Grundstücke, ohne daß sich immer eine
bestimmte Vereinbarung Nachweisen laßt, seit vielen Zähren
eine so.che feste Gcldabgabe, gewöhnlich unter dem Namen
von Zehntgcld, bezahlt worden ist, und ich glaube, wie ich
auch in einer frühem Sitzung für einen ähnlichen Fall be¬
merkt habe, daß die Verpflichteten häufig schon durch Ver¬
jährung einen Anspruch auf Beibehaltung dieser Abgabe haben.
Man wird ihnen also auf keinen Fall eine höhere Ablösung
auflegcn können, als nach Maßgabe der seit langer Zeit
entrichteten Geldabgabe.

Präsident : ES wird also bei der Abstimmung über das
ganze Gesetz diese veränderte Fassung des Artikels nach dem
Anträge des Abg. Selckmann  zu Grunde zu legen sein.

Hiermit ist dieser Gegenstand erledigt und der Berichter¬
statter fährt in seinem Bortrage über die Zusammenstellung
der weitern Beschlüsse fort.

Zu Art. 48. — 53. der Zusammenstellung wird von der
Versammlung nichts erinnert.

Bei Art. 54. äußert
Abg. Selckmann II. den Zweifel, ob es nicht statt

„landesüblicher Bestellung" heißen müsse: „ortsüblicher Bestel¬
lung" ; worauf der Berichterstatter

Abg. Wibel I. : erklärt, daß die Fassung in diesem
Sinne erfolgt sei.

Auf die weitere Bemerkung des
Abg. Clanßen : daß hier unter „Land" nicht das Her¬

zogthum, sondern lediglich das besondere bezügliche Stück Land
zu verstehen sei, erklärt der

Präsident : daß dieses bei der Abstimmung über das
Ganze zu Grunde zu legen sein werde, womit sich die Ver¬
sammlung einverstanden erklärt.

Zu der Zusammenstellung von Z. 55. bis zum Schlusse
findct die Versammlung nichts zu erinnern.

Schließlich äußert der
Berichterstatter Wibel I. : lieber die Petition der Lang-

sörder, die uns noch überwiesen worden ist, habe ich eben
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auch dieselbe betrübende Bemerkung zu machen , wie über die
gestrige , daß ihr keine Abhülfe zu geben möglich ist . Die
Uebelstände , daß die Kaufpreise , wornach die Zehnten erwor¬
ben sind , von manchen der jetzigen Inhaber mit her jetzigen
Ablösungssumme in manchen einzelnen Fällen nicht in gehö¬
rigem Verhältniß stehen , sind schon auf dem constituirendcn
Landtage erwogen worden , sie haben aber der Betrachtung
weichen müssen , daß das Gesetz auf das Allgemeine berechnet
sei , und einzelne Fälle nicht immer Berücksichtigung finden
können . Gegen den zweiten Wunsch der Bittsteller , daß der
bisherige Pachtertrag nicht als Maßstab angenommen werde,
hat sich die Mehrheit unter Ihnen erklärt und es sind neue
Gründe in dieser Vorstellung nicht angeführt.

Präsident : Bevor ich nun diese Vorlage , wie sie
aus dem Ausschüsse hervorgegangen ist , im Ganzen , wie
die Geschäftsordnung es verschreibt , zur Abstimmung
bringe , habe ich zunächst der Versammlung den Antrag
des Abg . Mölling  vorzuiragen , dessen Zulassung Sie
heule beschlossen haben . Ich muß wohl erst den Artikel , !
wie er nach einem späteren Beschlüsse der Versammlung lau¬
ten soll , verlesen : ,/Durchschnitt der Pachterlräge während
30 Jahre . Ist der Zehnte in dem Zeiträume vom Jahre 18 lö
einschließlich bis zum Jahre 1818 einschließlich " u . s. w . Zu
diesem Paragraph beantragt der Abg . Mölling  folgende
Fassung:

,,t ) Ist der Zehnte während des Zeitraums von 30 Jah¬
ren ununterbrochen entweder für sich allein oder doch
dergestaü verpachtet gewesen , daß der Pachtpreis für
denselben getrennt ersichtlich ist, so hat die AblösungS-
Bchörde die Wahl , entweder den Gcldwerth des Zehn¬
ten durch Schätzung zu ermitteln , oder nach dem
Pachtertrag . Entscheidet sie sich für die Ermittelung
des Wcrthes nach dem Pachtcnrag , so soll der Durch¬
schnitt der Pachterlräge in ven angegebenen Jahren
als der jährliche Werth des Zehnten betrachtet werden.

2 ) Sind jedoch beite Theile , der Berechtigte und der
Pflichtige , über die Art der Geldermittlung einig , sei
es durch Schätzung oder nach Pachterlräge » , so ist
dieser Wille der Pariheien maßgebend für die
Schätzungs -Behörde.

Ich frage , ist dieser Antrag unterstützt ? Er ist un¬
terstützt.

Abg . Mölling : Sie haben , meine Herren , den Antrag
des Abg . Selckmann  I . verworfen , welcher wollie , daß
Ziffer 1. im Art . 15 . wegfalle ; es ist daher jetzt eine unbe¬
dingte Nothwendigkcit , daß der Gcldwerth der Zehnten in den
gegebenen Fällen nach dem Pachtertrage crmitttl ! werde , näm¬
lich wenn 30 Jahre lang der Zehnte ununterbrochen verpachtet
gewesen ist . Die Nachiheile dieser unbedingten Nothwendig¬
kcit sind genügend hcrrvrgchvbm ; ich habe mich auch nie da¬
von überzeugen können , daß diese unbedingte Nethwendigkeit
bestehen müßte ; sie hat mich einen vermittelnden Ausweg se¬
hen lassen , und ich glaube ihn gefunden zu haben in dem
Anträge , den ich gestellt habe . Hierin ist daS natürliche Recht

der Partheien zuerst hervorgehoben , auf Schätzung oder auf
Ermittelung nach den bisherigen Pachterträgen anzutragen.
In zweiter Linie soll die ablösende Behörde die Wahl haben,
ob sie nach den Pachterträgen oder nach der Schätzung dm
Gcldwerth des Zehnten ermitteln will Dies scheint mur den
Nachtheil der unbedingten Nothwendigkcit , den Gcldwerth der
Zehnten nach den Pachterträgen so klar zu ermitteln , zu be¬
seitigen , so daß ich glaube , daß dem nichts entgegensteht;
Sie haben wiederum aus der heute zur Anzeige gebrauten
Eingabe die Nachthcile jener unbedingten Nothwcndigkeit erse¬
hen . Beantragen möchte ich noch , daß über Punkt 1 . u . 2.
besonders abgestimmt werde , cs könnte sein , daß Sie den
Punkt 1. annehmen wollen , den andern nicht , daß Sie die
Ermittelung allein der Wahl der ablösenden Behörde über¬
lassen wollten.

Abg . Wibel I. : Meine Herren ! Ich habe eigentlich
nicht vernommen , daß andere Gründe für diesen Antrag ge¬
bracht sind , als für den , den Sie in der vorigen Berathung
nicht annehmen wollten . Die Gründe , die für die Fassung
des Entwurfs und für Ihren Beschluß aus der vorigen Le-
rathung sprechen , bedürfen auch kaum der Wiederholung . Das
ist ja eben der Sinn unseres Beschlusses gewesen , daß wir
das Gesetz allgemein halten wollten . Daß wir dabei freilich
hie und da zu einem Resultate kommen würden , was nicht
immer ganz angemessen sein wird , war vorausgejehen ; aber
auch , daß wir eine viel größere Verwirrung durch Rücksicht¬
nahme auf die einzelnen Fälle in die überwiegende Mehrzahl
der Fälle bringen würden . Wollten wir die wenigen
Fälle , die im Kreise Cloppenburg und vielleicht in einem
Theile des Kreises Vechta vorgekommcn sind , berücksich¬
tigen , so verstoßen wir gegen das , waS erfahrungsmäß .g
seit länger als 30 Jahren in dem ganzen übrigen Lande
alS Geltung verdienend sich hcrausgestellt hat . In der Herr¬
schaft Barel z. B . wo große weit ausgedehnte Zehnten sind,
glaube ich, wird keiner sein , der sagen möchte , der Pachtpreis
ist nicht der rechte Maßsiab für die Ablösung des Zehntel?
Die Willkühr , einen andern Maßstab anzunehmcn , wird nur
zu Verwirrung , ich glaube sogar zu Rechtsverletzungen füh -en.
Die Inhaber der Zehnten im alten Herzogthum sind nicht
inehr mit den Beweismitteln , welche doch nnembehrlich sein
werden , wenn Schätzungsverfahren einlreten sollie , ausgernpe ' ,
sie waren nicht jene lauernden Gutsherren , die jeden Scheffel
Korn oder Kartoffeln und jede Rübe notirt , und auf die
pünclliche Ablieferung des Zehnten immer gehalten haben.
Der Zehnte , den wir hier hatten , waren die Einkünfte der
Kirchen , Schulen , der Kapitalisten , er war auf Zeit gepachtet
von den Pflichtigen selbst , er war auf diese Weise faclisch in
eine Geldabgabe verwandelt , der Berechtigte bekam jährlich
seine Geldsumme und bekümmere sich nicht darum , wieviel
der zehntpflichtige Acker , den er vielleicht nie mit Augen ge¬
sehen , im einen oder anderen ertragen hatte . Dort aber i»
den münsteischen Kreisen war es vielleicht anders . Hier aber
waren die Veihältnihe so, wie ich es Ihnen schilderte . Woll¬
ten wir in diese Verhältnisse mit der Nvthwendigkeit der
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Schätzung eingrcifen , wir begingen ein großes Unrecht , und
machten viel Verwirrung ; zudem ist jenen anderen beiden

Kreisen auch schon viel geschehen , und wahrlich , meine Her¬
ren , ich bin derjenige gewesen , der am lebhafteste » das Wort

gegen die Unterdrückung ergriffen hat , die dort geübt worden
ist ohne gesetzlichen Schutz ; ich werde auch derjenige immer

bleiben , der muihig das Wort ergreifen wird gegen alle Un¬
terdrückungen , wo sic sich zeigen ; aber verunstalten wir unser
Gesetz nicht durch Sonderrücksichten . Lassen Sie uns den

Grundsatz nicht ausstellen , daß wir jeden einzelnen Fall zum
Gegenstand der Gesetzgebung machen sollten , das würde gar
störend auf das klebrige einwirken.

Abg . Mölling : Ich habe in diesem Anträge überall

nicht bestritten , daß allgemeine Prmcipien zu Grunde gelegt
werden müssen . Ich habe anerkannt , daß der Werth der

Zehnten vollkommen nach dem Pachtertrag ermittelt werden
könne ; eS ist aber nur die bindende Nothwendigkeit in Ab¬
rede gezogen , und ich sehe nicht ein , wenn solche Fälle ver¬

kommen , warum nicht der Schätzungsbehördc die Wahl ge¬

lassen weiden soll , im Wege der Schätzung dasselbe Resultat
zu ermitteln . Das Gesetz hat die allgemeine Grundlage ge¬

macht , und der Antrag weicht davon in keiner Weise ab , er

soll nur dazu dienen , die Ucbelstände zu beseitigen , die das
unbedingt vorgeschriebene Verfahren doch in vielfacher Weise

herbeiführen wird . Ich glaube , gerade hier wird das Princip
sestgehalten , cs ist die Basis , die Anwendung soll nur nicht

an seine starre Evnscquenz gebunden sein.
Abg . Pancratz : Ich möchte nur kurz bemerken , daß

mir nicht angemessen scheint , einer Behörde zu überlassen,

wie hier verfahren werden soll , und noch weniger kann ich

glauben , daß es angemessen sei , cs von dem Uebereinkom-
mcn beider Partheien abhängig zu machen ; denn daß es nicht

dem Uebereinkommen beiter Partheien anheim gegeben werde,

ist die Tendenz des ganzen Gesetzes.
Präsident : Da Niemand weiter das Wort verlangt

hat , so erkläre ich die Tiscussion für geschlossen , vorbehaltlich
dcS Wortes des Antragstellers und Berichterstatters.

Abg . LLZibel i . : Ich möchte noch darauf Hinweisen,

warum sollen wir das , was wir hier uns scheuen auf unser

Gewissen zu nehmen , der Ablösungsbehördc inS Gewissen
schieben ? wir wollen nicht gern sagen , bis hieher und nicht

weiter soll unsre Regel durchgreifend sein . Schieben wir

aber nach Mölling ' s Anträge die Entscheidung der Ablö-
sungsbehörde zu , so würde cS dieser noch viel mehr schwer

fallen können , die Forderung des eines Thcils abzuschlagen;
denn daß der Wille der Partheien , wenn sie einig sind , für

die Schätzung maßgebend sei, versteht sich von selbst , dann ist

Vergleich da , kein Verfahren der Ablösungsbehvrde . Die

Ablösungsbeyörde sollte also nur in dem übrig bleibenden
Falle , wo ein Theil zu seinem Vortheil es fordert , die schwie¬

rige Entscheid .>ng haben , die Ihnen als Gesetzgeber viel leich¬
ter wird , als der Behörde . Nur entscheiden Sie dieselbe
verneinend!

Präsident : Der Antrag des Abg. Mölling  lauter:

„1 ) Ist der Zehnte während des Zeitraums von 30 Jahren
ununterbrochen entweder für sich allein oder doch der¬

gestalt verpachtet gewesen , daß der Pachtpreis für den¬
selben getrennt ersichtlich ist , so hat die AblösungS-
Kehörde die Wahl , entweder den Geldwerth des

Zehnten durch Schätzung zu ermitteln , oder nach dem
Pachterlraa . Entscheidet sie sich für die Ermittelung

des Werthcs nach dem Pachterrrage , so soll der Durch¬
schnitt der Pachtcrträge in den angegebenen Jahren
als der jährliche Werth des Zehnten betrachtet werden.

2 ) Sind jedoch beide Theile , der Berechtigte und der

Pflichtige , über die Art der Geldermittelung einig , sei

eS durch Schätzung oder nach Pachterträgen , so ist
dieser Wille der Parkheien maßgebend für die Schä¬

tzungs - Behörde ."
Ich bitte diejenigen Herren , welche wünschen , daß

diesem Artikel die eben verlesene Fassung gegeben werde , sich

zu erheben . ( Die Minderheit erhebt sich.) Der Antrag ist

abgelehnt . ES ist mir noch von dem Abg . Selckmann  II.

ein Antrag ein,erricht worden : „ Im Art . 23 . tz. 2 . ist statt
„lO Jahre " zu sitzen „ 30 Jahre vor dem k März 1849 " .

Das Motiv dazu ist : sonst wird der Art . 23 . § . 2 . den Be¬

stimmungen des Staatsgrundgcsetzcs zu § . 59 . unter Nr . 3.
widersprechen . Ich habe vorhin schon bemerkt , daß nach mei¬

ner Ansicht , wenn keine zweite Lesung von der Versammlung
beliebt wird , eine Discussion über die einzelnen Artikel nicht

mehr zugelasscn werden dürfte ; indessen hat die Versammlung
die Discussion über den Antrag des Abg . Mölling  zuge-

lassen , und so nehme ich an , daß Sie demgemäß hier ver¬

fahren und trage deshalb kein Bedenken , die klnterstützungs-
frage über diesen Antrag zu stellen . Ich will aber zuerst den
Art . 23 . tz. 2 . verlesen , er lautet:

/,Wenn jedoch während der letzten zehn Jahre , vom

Jahre 1818 zurückgcrechnet , statt einer Natural -Abgabe
oder einer Natural - Leistung ununterbrochen  eine

Geld -Abgabe entrichtet ist , so kann , ohne Rücksicht auf
ein Wahlrecht , sowohl der Berechtigte , als der Ver¬

pflichtete verlangen , daß der Durchschnitt dieser Gcld-
abgabe als der jährliche Werth der Natural -Abgabe
oder Natural -Leistung angenommen werde ."

Es soll also hier gesetzt werden , statt //10 " //30 Jahre

vom l . März 1819 angerechnet " . Ich frage , ist dieser Antrag
unterstützt ? — Er ist unterstützt.

Abg . Selckmann II. : Nur ein paar Worte möchte ich

noch hinzufügen . Es ist bereits früher , wo im Entwürfe deS

Gesetzes 20 Jahre standen , aus demselben Grunde dafür 30

Jahre gesetzt worden ; cs steht nämlich in Art . 59 . unter 3 cl

des Staatsgrundgesetzes ausdrücklich:
»Der jährliche Reinertrag  wird nach den nä¬

hern Bestimmungen deS zu erlassenden Gesetzes , der
Geldwerth  desselben nach dem Durchschnitt der letz¬

ten 30 Jahre ermittelt . "

Darüber können wir nicht hinauskommen , und der Herr

Berichterstatter ist mit mir einverstanden , Laß diese Aenderung
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iiothwendig sei, weil wir uns sonst eine Verletzung des Staats¬
grundgesetzes zu schulden kommen lassen . Dieser Punkt ist bis
jetzt übersehen , und es würde also noch nachträglich diese Acn-
derung einlreten müssen.

Reg . - Comm . Runde : Ich glaube eigentlich kaum , daß
dadurch eine Verletzung des Staatögrundgesetzes vorläge . Ich
glaube , daß eigentlich durch diesen §. 3 . das in 8- 1- gegebene
Wahlrecht ausgeschlossen sein soll , wenn eben diese 10 Jahre
nicht siattgefunden haben , und insofern finde ich das nicht
durchaus nothwendig.

Abg . Selckmann II . : Ich bin anfangs derselben Ansicht
gewesen , nachdem ich aber die Motive zu Art . 23 . gelesen,
habe ich mich doch überzeugt , daß gegen diese Auslegung er¬
hebliche Zweifel bestehen . Es heißt dort nämlich im 2 . Ab¬
sätze : solche temporäre Geldleistungen können durch Zufällig¬
keiten veranlaßt sein , so daß sie selbst für die Jahre , wo sie
entrichtet sind , den richtigen Werth nicht repräsentiren . Nur
dann , wenn während 10 Jahren ununterbrochen eine Geldab¬
gabe entrichtet ist , soll diese , und wenn der Betrag nicht im¬
mer derselbe war , der Durchschnitt als der Werth angenom¬
men werben , weil die Voraussetzung gerechtfertigt ist, daß dies
dem Interesse beider Theile entspricht . Muß Len Umständen
nach angenommen werden , daß die ursprüngliche Verpflichtung
verwandelt ist , so ist selbstredend von jener in allen Fällen
ganz abzusehen . Hier ist von einem Mahlrecht nirgends die
Rede , sondern die Motive sprechen ganz allgemein , wenn
während 10 Jahren eine feste Geldabgabc ent¬
richtet  sei . Das würde doch jedenfalls dem Staatsgrund¬
gesetze widersprechen . Ob aber auch in dem Falle , wo ein
Mahlrecht stattfindet , von den Bestimmungen des Staatsgrund¬
gesetzes über die Feststellung eines 30jährigcn Durchschnitts¬
preises abgesehen werden könne , das , glaube ich, ist auch nicht
außer Zweifel . Das Staatsgrundgesetz spricht ganz allgemein
und laßt auch für den Fall des Wahlrechts keine Ausnahme
zu , die zudem in der Natur der Sache auch nicht begründet
ist. Wir müssen uns also an diese Bestimmungen des Staats-
grundgesetzes halten , da auch die von der Staatsregierung
beigegebcnen Motive dafür sprechen , daß sie den ß. 2 . des
Art . 23 . ganz allgemein verstanden hat.

Abg . Wibel l . : Ich habe allerdings gegen diesen An¬
trag nicht eben viel einzuwenden gehabt , aber daß die Bestim¬
mung des Art . 23 . tz. 2 . gegen das Staatsgrundgesetz ver¬
stoße , kann ich nicht zugeben . Das Staatsgrundgesetz will,
daß der wirklich stattgefundene Fruchtertrag der Grundstücke
nach einem 30jährigen Durchschnitte ermittelt werden solle;
hier aber ist von etwas Anderem die Rede , von der Pacht¬
summe , und da konnte man sehr wohl einen andern Zeitraum
sestsetzen, in der Voraussetzung nämlich , daß der Pächter nur
diejenige Summe geboten haben wird für die Zukunft , welche
nach einer von ihm gemachten vernünftigen Schätzung des
Durchschnittsertrages der Maßstab für die Zukunft sein wird,
und ich glaube , der Gedanke des Gesetzgebers ist ein richtiger;
ein vernünftiger Pächter wird für den Pachtwerth eben den
Durchschnittspreis bieten , und so kann man sehr gut den 10-

jährigen Pachtertrag dem 30jährigen Durchschnittsertrage gleich
setzen.

Abg . Grote : Ich stimme mit dem Anträge des Abg.
Selckmann  II . überein und will dafür nur noch Folgendes
ansühren . In Art . 19 . heißt es : „ Die Entschädigung wird
nach dem reinem Ertrage bestimmt , welchen der Berechtigte
von der Berechtigung , für welche die Entschädigung zu ermit¬
teln ist, bezogen har " . Im Art . 59 . des Staatsgrnndgcsetzcs
heißt es ferner : »Der Geldwerth des jährlichen Reinertrags
soll nach dein Durchschnitte der letzten 30 Jahre berechnet
werden . Im Ärt . 23 . tz. 2 . heißt es nun aber wiederum :
„Der Durchschnitt der Geldabgabc für die letzten 10 Jahre
soll als der jährliche Werth der Naturalabgabe angenommen
werden " . Da frage ich nun , ob nicht in der gedachten Be¬
stimmung des Art . 23 . ß . 2 . Verletzung des Staatsgrundge-
fttzes vorliege , welches die Entschädigungssumme ja nur allein
nach dem 30jährigen  Durchschnitte ermittelt wissen will?
Ich frage , ob in diesen verschiedenen Bestimmungen Zusam¬
menhang und Uebercinstimmung zu finden?

Abg . Pancratz : Ich stimme dem ganz bei , was die
Abg . Grote und Selckmann  gesagt haben , und möchte nur
in Beziehung auf daS , was der Abg . Wibel  gesagt hat , be¬
merken , daß , wenn man auch annimmt , daß zwei übereinge¬
kommen sind , nach dem Durchschnittspreise der letzten 10
Jahre zu bezahlen , dieses auch der Durchschnitt der nächsten
30 Jahre sein wird . Indessen wir sollen die zurückgehenden,
und insofern muß ich allerdings auch glauben , daß zur Er¬
mittlung des Ertrags für die zurückgehenden 30 Jahre eben
diese 10 Jahre nicht die angemessensten sein werden.

Abg . Morcll : Ich halte die Verwandlung von 10 in
30 Jahre gegen das Interesse der Pflichtigen . In den mei¬
sten Fällen werden die Pflichtigen 30 Jahre hindurch keine
Geldabgabe geleistet haben , indem die Gutsherren früher selbst
große Wirthschaften betrieben , was in neuerer Zeit nicht mehr
geschieht.

Präsident : Da Niemand weiter sich um das Wort
gemeldet hat , so schließe ich die Discussion vorbehaltlich des
Wortes des Antragstellers und Berichterstatters.

Abg . Selckmann ll . : Ob der tz. 2 . im Interesse deS
Pflichtigen oder Berechtigten liege , darauf kommt zunächst
Nichts an , sondern nur darauf , ob diese Bestimmungen dem
Staatsgrundgesetz widersprechen oder nicht ; würden sie dem¬
selben widersprechen , so würde Nichts uns berechtigen können,
im Interesse des Pflichtigen von den Bestimmungen deS
Staatsgrundgesetzes ohne Weiteres abzugehen . Das ist, waS
ich gegen die Bemerkung des Hrn . Morell  zu sagen habe.
Im Uebrigen glaube ich aber auch , daß diese Festsetzung der
10 Jahre auf der andern Seite selbst im Interesse des Pflich¬
tigen Bedenken erregen könnten . Es ist schon im Gesetz der
richtige Grundsatz ausgestellt , daß bei Feststellung des Gelk-
werthes und der Entschädigung die Belästigung des Pflichti¬
gen nicht in Anschlag kommen solle , sondern nur der Reiner¬
trag des Berechtigten . Hier bei der Geldabgabe brachte aber
der Pflichtige seine Belästigung namentlich der letzten 10 Jahre
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häufig sehr in Anschlag und zahlte eine höhere Entschädigung
in Betracht der großen Nachthcile , die jene Naturalleistung
für seinen Ackerbau hall Diese Rücksicht wird uns also um

so mehr bestimmen müssen , 30 Jahre zu nehmen , weil in

früherer Zeit jene Belästigung weniger in Anschlag kam.
Präsident : Ich lasse demnach über den Antrag ab-

stimm . n, er lautet : „ In Art . 23 . tz. 2 . ist statt lOJahre zu setzen

30 Jahre vor dem 1. März 1849 .» Diejenigen , welche diese

Verbesserung annehmen wollen , bitte ich, sich zu erheben . ( Die

Mehrheit erhebt sich.) Der Antrag ist angenommen . Meine

Herren , ich lasse jetzt über das ganze Gesetz abstunmen . Die¬

jenigen Herren , welche das Gesetz , betreffend die Rechtsver¬
hältnisse der von einem guts - und schutzherrlichcn , Hörigkcits-

oder Unterthänigkeils -Verbande befreiten Stellen und die Ent¬

schädigung wegen der ausgehobenen gutsherrlichen und sonsti¬

gen Lasten , wie es vom Ausschuß redigirt ist , annehmen wol¬

len , bitte ich, sich zu erheben . (Die ganze Versammlung er¬

hebt sich.) Das Gesetz ist angenommen.

Meine Herren , unsere heutige Tagesordnung ist damit

erschöpft , morgen werden wir keine Sitzung halten können,
weil ein vorbereiteter Stoff dafür nicht vorhanden ist . Ob

wir den Bericht in der deutschen Frage schon auf die Tages¬

ordnung für übermorgen setzen können , wird davon abhängen,

wie weit der Bericht des Central Ausschusses gediehen ist, und

ich bitte den Hrn . Berichterstatter , uns darüber Auskunft zu

geben.
Abg . Sclckmnn « li . : Nachdem am vorgestrigen Abend

der Central - Ausschuß um 7 Uhr zur Bcrathung über diesen

Gegenstand zusammentreten konnte , hatte er noch an demsel¬

ben Abend berathcn , und ich bin beauftragt worden , am fol¬

genden Tage den Bericht zu entwerfen . Ich bin am gestri¬

gen Tage damit fertig geworden , und cs unterliegt dieser

Bericht , worin ein Mchrhcits - und ein Mindcrheitsgutachten

gegeben ist, nur noch der schlüssigen Bcrathung des Central-

Ausschuffes . Wann Liese beendigt sein wird , kann ich natür¬

lich vorher nicht sagen ; wir haben die Bcrathung sofort nach

Schluß dieser Sitzung angesetzt , und ich hoffe , daß sie nicht
viele Zeit in Anspruch nehmen wird , so daß der Bericht heute

Mittag noch zum Abschrecken abgegeben werden kann.

Präsident : Wenn also dieser Bericht heute Nach¬

mittag zum Abschrecken abgegeben würde , so könnte er mor¬

gen vcrtheilt werden ; er würde aber , wenn wir diesen

Bericht auf die Tagesordnung von Freitag setzen würden,

nicht 2 Tage vorher in Ihren Händen sein , wie dies in letz¬

ter Sitzung gewünscht ist, und so glaube ich, daß die deutsche

Frage vor Samstag wohl nicht zur Verhandlung kommen

kann . Für die Tagesordnung von Freitag schlage ich vor,

die Zusammenstellung der Beschlüsse über daS Dienstgericht;
nach Rücksprache mit dem Berichterstatter wird es möglich

sein , diese Zusammenstellung bald zu liefern , in der Voraus¬

setzung , daß sie nicht 2  Tage vorher in Ihren Händen sein

muß , was auch nicht nöthig scheint . Darnach findet Freitag

Morgens 10  Uhr die nächste Sitzung statt ; Tagesordnung:
Zusammenstellung der gesetzlichen Bestimmungen über das Dienst¬

gericht . — Die heutige Sitzung ist geschlossen . ( I V4 Uhr .)
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